
Beiträge zum Parlamentsrecht

Band 3

Zitier- und Zutrittsrecht im 
parlamentarischen Regierungssystem

 

Von

Dr. Heinz-Wilhelm Meier

 
 

Duncker & Humblot  ·  Berlin



HEINZ-WILHELM MEIER 

Zitier- und Zutrittsrecht im parlamentarischen Regierungssystem 



Beiträge zum Parlamentsrecht 

Herausgegeben von Norbert Achterberg 

Band 3 



Zitier- und Zutrittsrecht im 
parlamentarischen Regierungssystem 

Von 

Dr. Heinz-Wilhelm Meier 

DUNCKER & HUMBLOT / BERLIN 



D6 

Alle Rechte vorbehalten 
© 1982 Duncker & Humblot, Berlin 41 

Gedruckt 1982 bei Berliner Buchdruckerei Union GmbH., Berlin 61 
Printed in Germany 

ISBN 3 428 05155 6 



Für Carmen, 
Leif Hendrik und Jan Frederik 





Geleitwort 

Die wissenschaftliche Durchdringung des Parlamentsrechts erfordert 
die eingehende Befassung mit seinen Instituten, vor allem der Organi-
sation, der Funktion und dem Verfahren des Parlaments. Dies ist eine 
umfangreiche Aufgabe, die mit der wünschenswerten Gründlichkeit 
nur schrittweise erfolgen kann. Die vor einigen Jahren in demselben 
Verlag erschienene umfangreiche Arbeit von Siegbert Morscher über 
das parlamentarische Interpellationsrecht stellt hierfür ein gelungenes 
Beispiel dar. 

Der Verfasser der vorliegenden Schrift wendet sich zwei weiteren, 
für das Zusammenspiel von Parlament und Regierung im parlamen-
tarischen Regierungssystem bedeutsamen Instituten zu, nämlich dem 
Zitierrecht des Parlaments und dem Zutrittsrecht der Mitglieder der 
Regierung - im Bund auch des Bundesrats - sowie ihrer Beauftrag-
ten zu den Sitzungen des Parlaments und seiner Ausschüsse. 

Im Hinblick darauf, daß es sich bei beiden Rechten nicht erst um 
im gegenwärtigen Parlamentsrecht anzutreffende, sondern um histo-
risch überkommene Befugnisse handelt, enthält das Buch einen breit 
angelegten geschichtlichen Teil, in dem der Verfasser von ihren ersten 
Ausprägungen im Pariser parlement und im englischen Parlament über 
den Frühkonstitutionalismus und den Konstitutionalismus bis zur Ge-
genwart fortschreitet. Dieser Teil bildet die Grundlage für die Behand-
lung der heutigen Ausgestaltung der beiden Institute. 

Der Verfasser setzt so dann zunächst das Zitierrecht in Beziehung 
zu weiteren Einrichtungen - insbesondere den Anfragen -, wobei er 
zu klaren Ergebnissen hinsichtlich des Unterschieds zwischen Herbei-
rufungsbefugnis und Interpellation, der Zuordnung der Herbeirufung 
unter die schlichten Parlaments beschlüsse sowie ihrer Erzwingbarkeit 
durch verfassungs rechtliche Organstreitigkeit gelangt. Unter Heran-
ziehung des Kanons der Auslegungsmethoden beantwortet er ferner 
die im Grundgesetz nicht ausdrücklich gelöste, in der Rechtswissenschaft 
umstrittene Frage, ob aus dem Zitierrecht auch die Pflicht des Zitierten 
folgt, im Parlament "Rede und Antwort zu stehen". Er verneint sie 
überzeugend, erkennt dem Zitierrecht jedoch eine "Warnfunktion" zu, 
aufgrund deren es bei mangelnder Auskunftserteilung einen Schritt 
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zum Mißtrauens- oder zumindest MißbilligungsvDtum zu bilden ver-
mag. Ähnlich wie das Zitierrecht wird auch das Zutritts recht auf seine 
einzelnen Bestandteile untersucht. 

Die Darlegungen werden ergänzt durch intra- und international-
rechtsvergleichende Untersuchungen zum Zitier- und zum Zutritts-
recht in den Gliedstaaten der Bundesrepublik Deutschland und in an-
deren Staaten Westeuropas, durch welche die systematische Darstellung 
abgerundet wird. 

Die Schrift wird von der Hoffnung begleitet, daß sie als Bereiche-
rung der Parlamentsrechtswissenschaft aufgenommen werden wird. 

Norbert Achterberg 



Vorwort 

Die nachfolgende Untersuchung war Thema einer Dissertation, die 
bereits Ende 1980 fertiggestellt wurde. Rechtsprechung und Literatur 
konnten daher lediglich bis Ende 1980 Berücksichtigung finden. 

Die Veröffentlichung der vorliegenden Untersuchung wurde ermög-
licht durch Bewilligung eines Druckkostenzuschusses seitens der West-
fälischen Wilhelms-Universität zu Münster und durch die Unterstützung 
von Herrn Prof. Dr. Norbert Achterberg. Herrn Prof. Achterberg ge-
bührt darüber hinaus Dank für die freundliche Begleitung und wissen-
schaftliche Beratung bei der Anfertigung der Untersuchung. 

Für ihre Mitwirkung ist weiterhin den Mitarbeitern des Instituts für 
öffentliches Recht und Politik an der Westfälischen Wilhelms-Universi-
tät zu danken, die es übernommen hatten, die Untersuchung durch 
Erstellung eines Sachverzeichnisses in der nunmehr vorliegenden Form 
fertigzustellen. 

Dieses Buch habe ich meiner Frau und meinen Kindern gewidmet. 
Ohne ihre Rücksichtnahme und Unterstützung hätte die Untersuchung 
nicht abgeschlossen werden können. 

Bremerhaven, im Mai 1982 

Heinz-Wilhelm Meier 
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Vorbemerkung 

Die vorliegende Untersuchung will sich mit den Instituten Zitier-
und Zutrittsrecht und deren Ausgestaltung im parlamentarischen Re-
gierungssystem beschäftigen. Die historische Entwicklung sowie die 
gegenwärtige Ausgestaltung im Regierungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland werden hierbei einen breiten Raum einnehmen, wenn-
gleich auch nicht den alleinigen. 

Andere politische Systeme - dieser Begriff soll hier als umfassender 
Gattungsbegriff verstanden werden - finden Berücksichtigung, soweit 
es im Rahmen dieser Untersuchung für erforderlich erachtet wird. Dies 
kommt vorrangig bei einer historischen Analyse in Betracht, die 
zwangsläufig andere Staats- und Regierungsformen antreffen muß, was 
gleichwohl für ein tiefergehendes Verständnis der zu würdigenden 
Institute unerläßlich erscheint. 

Diesem tiefergehenden Verständnis des Zitier- und Zutrittsrechts im 
parlamentarischen Regierungssystem dient abschließend eine inter-
nationale Rechtsvergleichung, deren Umfang sich auf einen Vergleich 
mit den westeuropäischen Kontinentalstaaten einschließlich Großbri-
tanniens beschränkt. 

Die Untersuchung will also den Blick auf einen eng begrenzten Aus-
schnitt staatlichen Lebens lenken. Damit ist bereits angezeigt, daß diese 
Institute nicht isoliert, sondern als Teil eines Ganzen, eines Teilbereichs 
eines politischen Systems betrachtet werden müssen. 

Zugleich sind danach u. a. Relationen geschaffen zu der "Verfassung" 
eines Staates, seinem "Regierungssystem" und nicht zuletzt seiner 
"Staatsform" insgesamt - Begriffen, die in einern inneren Abhängig-
keitsverhältnis zueinander stehen. 

Die Inanspruchnahme der Begriffe "Staatsform" und "parlamenta-
risches Regierungssystem" birgt nun allerdings schon vor Eintritt in 
den eigentlichen Gegenstand der Untersuchung die Gefahr in sich, für 
Verwirrung zu sorgen. Zwar haben sie ihre festen Plätze in der Wis-
senschaft eingenommen. Auch heute noch kann es aber nicht als un-
streitig angesehen werden, was darunter überhaupt zu verstehen ist!. 

1 So auch Ermacora, S. 418 ff., der von "willkürlicher" Verwendung des 
Begriffs "Staatsform" spricht; vgl. auch die umfassende übersicht bei Kü-
chenhoff, Staatsformenlehre, S. 35 ff. 

2* 
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Da nun ein Abhängigkeitsverhältnis der Institute Zitier- und Zutritts-
recht gegenüber Staatsform und Regierungssystem nicht schon von 
vornherein ausgeschlossen werden kann2, erscheint es unumgänglich, 
darüber eine Aussage zu treffen, um damit für die nachfolgende Unter-
suchung eine tragfähige Arbeitsgrundlage zu schaffen. 

Dabei kann es naturgemäß nicht die Absicht sein, hier eine einge-
hende Klärung vorzunehmen, zumal die Typisierung insbesondere der 
Staatsformen und der Regierungssysteme zu den ältesten Problemen 
der Allgemeinen Staatslehre zählt3• Es sollen daher im folgenden ledig-
lich die Ansatzpunkte skizziert werden, die der Untersuchung zugrunde 
gelegt werden. 

2 Vgl. etwa Giese zu Art. 43 GG, S. 44 unter 11; vMK S. 936 unter 111; an-
dererseits MDHS zu Art. 43 GG, Rdnr. 1; Schröder, M (2) zu Art. 43 GG, 
Rdnr. 21 - 24. 

S Statt vieler vgl. bei Jellinek, ASL, S. 662, Fn. 1. 



Einleitung 

Die Untersuchung der Institute Zitier- und Zutrittsrecht wirft die 
Frage nach der Machtverteilung im Staate auf, und zwar der zwischen 
den einzelnen Staatsorganen. Es wird daher zunächst als Ansatzpunkt 
mit der klassischen Dreiteilungslehre von einer Einteilung der Staats-
formen nach der Staatsträgerschaft ausgegangen. Hiernach werden 
unterschieden: Monokratien, Aristokratien und Demokratien l . Träger 
der Staatsgewalt ist in einer Monokratie eine Einzelpersönlichkeit, in 
einer Aristokratie eine - häufig ständisch bestimmte - Minderheit 
und schließlich in der Demokratie die Gesamtheit des Volkes. Ausge-
hend hiervon lassen sich die Staatsformen u. a. kategorisieren nach den 
Kriterien der Auf teilung der Staatsgewaltsausübung, so daß sich letzt-
lich eine Vielzahl von Unter- und Mischformen herausbilden läßt. 

Hiervon interessieren für die weiteren Betrachtungen als Unterform 
der Monokratie die Monarchie - absolute und konstitutionelle - und 
die Demokratie mit ihrer Ausprägung als unmittelbare sowie repräsen-
tative Demokratie. Letztere wird wiederum von Bedeutung sein als sog. 
parlamentarische Demokratie mit präsidialer, monarchischer und di-
rektorialer Spitze2• 

Diese Ein- und Unterteilung in zugegebenermaßen immer noch sehr 
komplexe Begriffe soll für die nachfolgenden Untersuchungen zunächst 
ausreichen3, wobei auf den Begriff und das Wesen des sog. parlamenta-
rischen Regierungssystems sogleich noch näher eingegangen werden 
soll. 

1 Dazu: Nawiasky (3), Bd. 4, S. 24 ff.; Zippelius, S. 63 ff.; Küchenhoff, E. 
und G., S. 209 ff.; s. dagegen auch bei: Jellinek, ASL, S. 661 ff., 669, 710 ff.; 
Loewenstein, VL, S. 50 ff., 67 ff.; Hatschek (1), S. 5 f., 10 f.; vgl. auch H. Hel-
ler, SL, S. 246. 

2 Im einzelnen dazu: Küchenhoff, ASL, S. 209 ff.; Herzog, Artikel "Staats-
formen", in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften 1956, Bd. 9, S. 742; 
Zippelius, ALS, S. 74 ff.; Imboden, S. 14 ff. 

S Im übrigen vgl. die bspw. durch dimensionale Methode gewonnenen prä-
zisierten Begriffe bei Küchenhoff, S. 872 ff. 
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